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Veröffentlichung 
 

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 
 

 
Auslegung von geänderten Planunterlagen zum Zwecke der Planfeststellung für das 
Verkehrsbauvorhaben „Neubau der Anschlussstelle (AS ) Hubertus an der Autobahn 

(A) 117 bei km 2,351 im Land Brandenburg“ 
 

- Anhörungsverfahren - 
 

Bek. v. 06.09.2017 - StadtWohn GR B 1 - 
Telefon: 90139-4134 oder 90139-0, intern 9139-4134 

 
 
Umfang der Maßnahme 
Das geplante Vorhaben beinhaltet neben dem Neubau der o.g. Anschlussstelle die Herstel-
lung einer Erschließungsstraße zur AS einschließlich deren Anbindung an die Landesstraße 
(L) 400 sowie die Erneuerung des Bauwerks (BW) 2 im Zuge der A 117 bei km 2,730. Tras-
senferne landschaftspflegerische Begleitmaßnahmen sind in den Gemarkungen Waltersdorf 
und Großziethen (Gemeinde Schönefeld), Pätz (Gemeinde Bestensee), Groß Leine (Märki-
sche Heide), Streganz (Gemeinde Heidesee) und Münchehofe (Amt Schenkenländchen) im 
Landkreis Dahme-Spreewald sowie den Gemarkungen Fernneuendorf (Gemeinde Am Mel-
lensee) und Horstwalde (Stadt Baruth/Mark) im Landkreis Teltow-Fläming. 
 
Der Landesbetrieb Straßenwesen Brandenburg hat für das oben genannte Bauvorhaben die 
Durchführung des Planfeststellungsverfahrens nach § 17 FStrG, § 73 VwVfG und 
§ 1 VwVfGBbg am 02. Juli 2013 beantragt und mit Schreiben vom 11. Juli 2017 geänderte 
Planunterlagen eingereicht. Für das Vorhaben besteht eine Verpflichtung zur Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung gemäß § 9 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG).  
 
Für das Bauvorhaben einschließlich der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
werden Grundstücke in den o.g. Gemarkungen beansprucht.  
Der geänderte Plan (Zeichnungen, Erläuterungen sowie die entscheidungserheblichen Un-
terlagen über die Umweltauswirkungen) sowie die ursprüngliche Planung liegen in der Zeit 
vom 

09. Oktober bis 08. November 2017 

im Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin, Abteilung Bauen, Stadtentwicklung und öffentli-
che Ordnung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadtplanung, Dienstgebäude Rathaus 
Köpenick, Alt-Köpenick 21, 12555 Berlin, zwischen den Diensträumen 131 und 132, montags 
bis mittwochs von 9 – 16 Uhr, donnerstags von 10 – 18 Uhr und freitags von 9 – 12 Uhr so-
wie nach telefonischer Vereinbarung unter Tel.-Nr.: 030 90297-2334 auch außerhalb dieser 
Zeiten zur allgemeinen Einsichtnahme aus. 
 
Zudem wird der Plan im Internet auf  
www.LBV.Brandenburg.de Aufgaben/Planfeststellung/Laufende Anhörungsverfahren 
veröffentlicht. Ein Zugang zu den Planunterlagen wird auch über das zentrale Portal des 
Landes Brandenburg für umweltverträglichkeitsprüfungspflichtige Vorhaben nach dem UVPG 
möglich sein (https://www.uvp-verbund.de/bb). Maßgeblich ist jedoch der Inhalt der zur Ein-
sicht ausgelegten Unterlagen (§ 27a Abs. 1 VwVfG). 
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Folgende entscheidungserheblichen Unterlagen über die Umweltauswirkungen (inhaltlich 
entsprechend den Anforderungen des § 19 Abs. 2 UVPG) werden ausgelegt: Erläuterungs-
bericht (Unterlage 1); Ergebnisse der schalltechnischen Untersuchung (Unterlage 11); Er-
gebnisse der luftschadstofftechnischen Untersuchung (Unterlage 11L); Landschaftspflegeri-
sche Begleitplanung mit Erläuterungsbericht/UVP-Bericht, Bestands- und Konfliktplan, Maß-
nahmeblättern, Lageplänen, Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag, Faunistische Untersuchung, 
Fachbeitrag gemäß Wasserrahmenrichtlinie (Unterlage 12); Ergebnisse wassertechnischer 
Untersuchungen (Unterlage 13). 
 
Hinweise: 
 
1. Jeder kann bis spätestens einen Monat nach Beendigung der Auslegung, das ist bis 

zum 08. Dezember 2017 beim Landesamt für Bauen und Verkehr, Dezernat 21 - Anhö-
rung/Planfeststellung Straßen und Eisenbahnen, Lindenallee 51, 15366 Hoppegarten 
(Telefon: 03342 4266-2103, Fax: 03342 4266-7603 oder 03342 4266-7601) oder bei der 
Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen, Referat GR B, Württembergische 
Str. 6, 10707 Berlin, Fax-Nr. 030 90139-4101 oder während der Auslegung auch am 
Auslegungsort, Einwendungen gegen den Plan schriftlich oder zur Niederschrift zum Ak-
tenzeichen 2103-31101/0117/001 erheben. Die Schriftform kann durch die elektronische 
Form ersetzt werden. In diesem Fall ist das elektronische Dokument mit einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur im Sinne des Signaturgesetzes zu versehen. Bei der Ver-
wendung der elektronischen Form sind besondere technische Rahmenbedingungen zu 
beachten, die im Internet unter 
www.LBV.Brandenburg.de/media/QES_technische_Rahmenbedingungen.pdf  
aufgeführt sind. 

2. Die Einwendungen müssen den geltend gemachten Belang und das Maß ihrer Beein-
trächtigungen erkennen lassen. Nach Ablauf dieser Einwendungsfrist sind Einwendun-
gen ausgeschlossen, soweit sie nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen 
(§ 73 Abs. 4  S. 3 VwVfG). Einwendungen und Stellungnahmen der Vereinigungen sind 
nach Ablauf dieser Frist ebenfalls ausgeschlossen (§ 73 Abs. 4 S. 5 f. VwVfG). Der Ein-
wendungsausschluss beschränkt sich bei Einwendungen und Stellungnahmen, die sich 
auf die Schutzgüter nach § 2 Abs. 1 des UVPG beziehen, nur auf dieses Verwaltungs-
verfahren.  

3. Bei Einwendungen, die von mehr als 50 Personen auf Unterschriftslisten unterzeichnet 
oder in Form vervielfältigter gleichlautender Texte eingereicht werden (gleichförmige 
Eingaben), ist auf jeder mit einer Unterschrift versehenen Seite ein Unterzeichner mit 
Namen, Beruf und Anschrift als Vertreter der übrigen Unterzeichner zu bezeichnen. An-
derenfalls können diese Einwendungen unberücksichtigt bleiben. 

4. Diese ortsübliche Bekanntmachung dient auch der Benachrichtigung der Vereinigungen 
nach § 73 Abs. 4 S. 5 VwVfG. 

5. Rechtzeitig erhobene Einwendungen werden in einem Termin erörtert, der zu gegebener 
Zeit noch ortsüblich bekannt gemacht wird. Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich. 
Diejenigen, die fristgerecht Einwendungen erhoben haben, bzw. bei gleichförmigen Ein-
wendungen der Vertreter, werden von dem Termin gesondert benachrichtigt. Sind mehr 
als 50 Benachrichtigungen vorzunehmen, so können diese durch eine öffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden. Die Teilnahme an dem Erörterungstermin ist den Betei-
ligten freigestellt. Die Vertretung durch einen Bevollmächtigten ist möglich. Die Bevoll-
mächtigung ist durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen, die der Anhörungsbe-
hörde zu den Akten zu geben ist. Bei Ausbleiben eines Beteiligten in dem Erörterungs-
termin kann auch ohne ihn verhandelt werden. 
Die Anhörungsbehörde kann auf eine Erörterung der rechtzeitig erhobenen Stellung-
nahmen und Einwendungen verzichten (§ 17 a Nr. 1 FStrG).  

6. Kosten, die durch Einsichtnahme in die Planunterlagen, Erhebung von Einwendungen, 
Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung entstehen, werden nicht er-
stattet. 
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7. Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfeststellung dem Grunde 
nach zu entscheiden ist, werden nicht in dem Erörterungstermin, sondern in einem ge-
sonderten Entschädigungsverfahren behandelt. 

8. Über die Einwendungen wird nach Abschluss des Anhörungsverfahrens durch die Plan-
feststellungsbehörde (Landesamt für Bauen und Verkehr, Lindenallee 51, 15366 Hop-
pegarten) entschieden. Die Zustellung der Entscheidung (Planfeststellungsbeschluss) 
an die Einwender und diejenigen, die eine Stellungnahme abgegeben haben, kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, wenn mehr als 50 Zustellungen vor-
zunehmen sind. 

9. Vom Beginn der Auslegung des Planes treten die Anbaubeschränkungen nach § 9 
FStrG und die Veränderungssperre nach § 9a FStrG in Kraft. Darüber hinaus steht ab 
diesem Zeitpunkt dem Träger der Straßenbaulast ein Vorkaufsrecht an den vom Plan 
betroffenen Flächen zu (§ 9a Abs. 6 FStrG). 

10. Da das Vorhaben UVP-pflichtig ist, wird darauf hingewiesen,  
- dass die für das Verfahren und für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorha-

bens zuständige Behörde das Landesamt für Bauen und Verkehr, Lindenallee 51, 
15366 Hoppegarten ist, 

- dass über die Zulässigkeit des Vorhabens durch Planfeststellungsbeschluss ent-
schieden werden wird, 

- dass die ausgelegten Planunterlagen den inhaltlichen Anforderungen nach § 16 Abs. 
1 UVPG entsprechen. 

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die im ursprünglichen Verfahren im Jahre 
2013 erhobenen Einwendungen erhalten bleiben und im weiteren Verfahren Berücksichti-
gung finden. Diese müssen nicht erneut eingereicht werden. 

 


